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Integration ist keine Einbahnstraße – auch die Mehrheit muss ihren Beitrag leisten!

„Integration ist keine einseitige Bringschuld der Minderheit, sondern muss von beiden Seiten geleistet werden und verändert beide Seiten“ heißt es in einer Stellungnahme der christlichen und muslimischen Trägerorganisationen der Initiative „Christlich-islamische Friedensarbeit in Deutschland“. Einen entscheidenden Grund für die heutigen Spannungen sehen sie in einer verfehlten Ausländerpolitik, die jahrzehntelang unter dem Grundsatz stand, Deutschland sei kein Einwanderungsland. Integration sei bestenfalls halbherzig betrieben worden, weshalb viele Zuwanderer, nicht nur Muslime, sich in ein „abgekapseltes Privatleben“ zurückgezogen haben. Die Rede von „Parallelgesellschaften“ sei hingegen unangemessen und gefährlich. Wir leben alle in einer Gesellschaft.

In ihrer Stellungnahme mit der Überschrift „Gesellschaftlicher Friede – nur mit den Muslimen, nicht gegen sie!“ stellen die Autoren fest, dass Extremismus und Gewaltbereitschaft keine Spezialität von Straftätern ist, die sich als Muslime bezeichnen. Die Anschläge der letzten Wochen galten mehrheitlich islamischen Moscheen und Einrichtungen. Auch dürfe nicht vergessen werden, was vor zehn Jahren in Rostock, Mölln, Solingen und anderswo geschah. „Gemeinsam ist den Gewalttätern von rechts wie auch den Gewalttätern mit vermeintlich religiösen Motiven die Feindschaft gegenüber der offenen Gesellschaft. Sie würden gewinnen, würden wir die Grundwerte unseres Rechtsstaats aushöhlen.“

Man könne dem gefährlichen gewaltbereiten Extremismus nicht dadurch begegnen, dass eine ganze Bevölkerungsgruppe pauschal damit in Verbindung gebracht, unter Generalverdacht gestellt und sprachlich wie emotional diskriminiert wird. Das führe lediglich dazu, dass Tendenzen zur Radikalisierung verstärkt und der Teufelskreis zwischen der mehrheitlichen Ablehnung der muslimischen Minderheit und deren Distanzierung von dieser Gesellschaft fortgesetzt würden.

Der gesellschaftliche Friede, so die These der christlichen und muslimischen Verbände, kann nur durch eine konsequente und umfassende Integration auf der Grundlage kultureller und religiöser Pluralität erhalten werden. Als Voraussetzungen und Ziele der Integration nennen sie u. a. eine intensive Förderung der deutschen Sprache, die Etablierung des Islam als gleichberechtigte Religion, eine Partnerschaft „auf Augenhöhe“, die Vermittlung positiver Erfahrungen mit unserer Werteordnung vor allem an junge Menschen – also Achtung und nicht Ausgrenzung, Gleichheit und nicht Ungleichheit der Chancen – sowie die Verwirklichung religiöser Selbstbestimmung. 

Trägerorganisationen der im Jahr 2002 gegründeten Initiative „Christlich-islamische Friedensarbeit in Deutschland“ sind die „Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden“ (AGDF), „pax christi“ Deutsche Sektion, der „Zentralrat der Muslime in Deutschland“ und die „Schura, Rat der islamischen Gemeinschaften in Hamburg“.

Den vollständigen Text der Stellungnahme und weitere Informationen zur Initiative „Christlich-islamische Friedensarbeit in Deutschland“ finden Sie unter www.friedensdienst.de .










Die AGDF ist ein Dachverband von Friedensdiensten, die sich vor Ort und in der weltweiten Ökumene für den Frieden engagieren. Die AGDF wirkt als Fachverband für Friedensarbeit und Friedenspolitik im Raum der evangelischen Kirchen und arbeitet kontinuierlich an der Qualifizierung christlichen Friedenshandelns und ziviler Konfliktlösung. Die AGDF vertritt die Interessen Ihrer Mitglieder gegenüber Ministerien, staatlichen Zuwendungsgebern, kirchlichen Gremien, Fachorganisationen und internationalen Partnern. Die AGDF hat derzeit 34 Mitgliedsorganisationen.


